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OUT OF AFRICA

Schrebergärten
gegen den Hunger
Ruedi Lüthy

Vor zwei Jahren begegneten mir am Eingang zu unserer Kli-
nik in Harare zwei Mädchen, die sich gegenseitig stützten und
ganz offensichtlich krank waren. Seit sechs Stunden waren sie
zu Fuss unterwegs und hatten gehofft, in unserer Klinik eine
Behandlung gegen ihre HIV-Infektion zu bekommen. Sie
stammten aus einem Vorort der Grossstadt und lebten zusam-
men mit fünf anderen jüngeren Kindern in einer Hütte aus
Karton und Brettern. Seit zwei Tagen hatten sie nichts mehr
gegessen und waren einem Zusammenbruch nahe.

So wie diese zwei Mädchen leben in Simbabwe Zehntau-
sende Kinder. Ihre Eltern und ihre nächsten Verwandten sind
an Aids gestorben. Auf sich allein gestellt und ohne Unter-
stützung durch Erwachsene fristen oft bis zu zehn Kinder ein
karges Dasein in einer Hütte – ohne Einkommen oder Hilfe
von aussen. Ganz besonders belastend in diesen «Kinderfami-
lien» ist der Mangel an Nahrungsmitteln.

In unserer Klinik behandeln wir sehr viele Waisenkinder.
Praktisch alle sind unterernährt. Sie einfach «nur» mit Medi-
kamenten zu versorgen, wäre sinnlos, denn vor allem in der
ersten Phase einer HIV-Therapie müssen Kinder (und auch
Erwachsene) mit genügend Nahrungsmitteln versorgt wer-
den. Mit Unterstützung des Welternährungsprogramms und
der Deza können wir die Bedürftigsten mit Maismehl, Hül-
senfrüchten, Öl und Milchpulver versorgen. Vor allem die Er-
wachsenen holen ihr Körpergewicht nach einer gewissen Zeit
wieder auf und sind so weit erstarkt, dass sie wieder einer Er-
werbstätigkeit nachgehen könnten. Bei einer Arbeitslosigkeit
von 90 Prozent ist das in Simbabwe aber praktisch unmöglich.
Und damit beginnt für viele ein Teufelskreis der Abhängigkeit
von ausländischen Nahrungsmitteln.

Wir haben deshalb in unserer Klinik vor knapp zwei Jahren
ein Programm zur Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln be-
gonnen, in dem die Patienten angeleitet werden, einen kleinen
Schrebergarten zu bepflanzen. Auf einer Fläche von 6×6
Metern pflanzen sie Mais, Spinat, Feldkohl, Karotten, Randen
und Zwiebeln an und können mit deren Ertrag eine Familie
von fünf Personen während mehrerer Monate ernähren.
Diese Anbaumethode ist speziell auf die klimatischen Bedin-
gungen von Simbabwe ausgerichtet: Von Ende März bis Ende
Oktober fällt hier kein Regen, und Wasser ist ausserordentlich
kostbar. In den urbanen Armenvierteln gibt es auch nur wenig
Platz rund um ihre Hütten. Es geht also darum, auf kleinstem
Raum und wassersparend anzupflanzen. Das erreicht man, in-
dem man in den harten Boden ein tellergrosses Loch gräbt
und den Samen oder den Setzling mit Humus und wenig Dün-
ger vermischt und in das Loch gibt. Mit ein oder zwei Giess-
kannen lässt sich das ganze Feld bewässern. Anschliessend
wird der Boden mit Mulch bedeckt, um den Feuchtigkeitsver-
lust zu minimieren. Der Erfolg dieser Methode ist überzeu-
gend: Anstelle von zwei oder drei Maiskolben pro Pflanze
wachsen gut und gern vier bis sechs Kolben.

Wir sind selbstverständlich nicht die Einzigen, welche diese
spezifische Form von Gemüseanbau propagieren, aber für
unsere HIV-Patienten ist es ein wichtiger Schritt zur Selbstän-
digkeit, die sie durch ihre Krankheit verloren haben. Der Auf-
wand für diese Hilfe zur Selbsthilfe war bescheiden. Zuerst
wurden zehn Freiwillige mit der Methode vertraut gemacht
und gleichzeitig auch als Lehrer ausgebildet. Die französische
Botschaft in Harare unterstützte uns dabei, und so konnten
wir einige einfache Werkzeuge, Samen und Setzlinge kaufen.
Die Freiwilligen geben nun ihr kostbares Wissen an ihre Nach-
barn und andere Patienten der Klinik weiter. Inzwischen er-
nähren diese kleinen Schrebergärten mehr als 400 Familien,
deren Mitglieder bei uns in der Klinik behandelt werden.

Die zwei Mädchen übrigens, die eingangs erwähnt wurden,
konnten wir sehr rasch in unser Behandlungsprogramm auf-
nehmen. Nach wenigen Wochen schon ging es ihnen unend-
lich viel besser. Auch sie profitieren nun von diesem neuen
Anbauprojekt, und das ist gut so: Ihr Appetit ist gross, denn
das Leben wartet auf sie.
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Ruedi Lüthy lebt seit acht Jahren in Harare, der Hauptstadt Simbabwes, wo er eine
Klinik für mittellose HIV-Patienten führt.
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Nastya Karzan hat es geschafft. Mit 18 Jahren ist sie bereits fünfmal für Dior gelaufen und hat an Modeschauen in New York,
Tokio, Schanghai und den wichtigsten europäischen Metropolen teilgenommen. Sie stammt aus Sibirien, wo Vertreter inter-
nationaler Model-Agenturen Jahr für Jahr auf die Jagd nach neuen Gesichtern gehen: Der russische Typ mit hohen Wangen-
knochen, grossen Augen und Porzellanhaut ist angesagt. Anastasia Taylor-Lind hat die Welt hinter dem Laufsteg fotografiert.

www.nzz.ch/tableau

ZUSCHRIFTEN VON LESERINNEN UND LESERN
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Personalschutz
schützt Patienten
Im letzten Jahr habe ich meine Stelle als
Pflegefachfrau in einem Zürcher Spital
gekündigt. Ich bin eine erfahrene Pflege-
fachfrau und liebe meinen Beruf, musste
aber kündigen, weil ich die zunehmend
gefährlichen Situationen für die Patien-
ten nicht mehr verantworten konnte.
Solche sind auch für erfahrene, stress-
resistente Pflegefachfrauen eine Über-
forderung. Und für die Patienten kann es
schlicht gefährlich werden. Solche heik-
len Situationen haben in den letzten Jah-
ren zugenommen und sind für uns Pfle-
gende enorm belastend.

Kündigungen wie meine können nur
verhindert werden, wenn die Arbeits-
bedingungen in den Spitälern besser
werden. Wenn sie noch schlechter wer-
den als heute, wird es verheerend. Dar-
um ist es wichtig, dass am 17. Juni beim
zürcherischen Spitalplanungs- und -fi-
nanzierungsgesetz der Gegenvorschlag
«Ja zum Schutz der PatientInnen und des
Gesundheitspersonals» angenommen
wird. Damit dürfen wenigstens die heuti-
gen Arbeitsbedingungen als Mindest-
standards nicht unterschritten werden.

Nadine Deringer, Erlenbach

In Inseraten wird behauptet, der Gegen-
vorschlag zum Spitalgesetz «Ja zum
Schutz der PatientInnen und des Ge-
sundheitspersonals» sei «widersprüch-
lich und diskriminierend». Das ist nicht
nur falsch, sondern auch irreführend.
Mit dem Gegenvorschlag soll im Spital-
planungs- und -finanzierungsgesetz fest-
gehalten werden, dass nur diejenigen
Spitäler einen kantonalen Leistungsauf-
trag erhalten, welche Mindeststandards
beim Personal einhalten. Konkret sollen
die Spitäler genügend und qualifiziertes
Personal beschäftigen, orts- und bran-
chenübliche Löhne bezahlen sowie An-
stellungsbedingungen gewährleisten, die
mindestens dem Personalrecht des Kan-
tons Zürich entsprechen.

Das sind die Standards, die heute in
den meisten Spitälern gelten, und die
sollen auch in Zukunft geschützt blei-
ben. Das ist alles, was mit dem Gegen-
vorschlag verlangt wird. Was soll an sol-
chen Mindestvorgaben widersprüchlich
und diskriminierend sein? Jedes Spital
ist frei, seinen Mitarbeitenden bessere

Bedingungen zu bieten und mehr Perso-
nal zu beschäftigen, als zwingend nötig
ist, um eine gute und sichere Behandlung
und Pflege der Patienten sicherzustellen.
Ich hoffe sehr, dass die Zürcher Bevöl-
kerung nicht auf die irreführenden Be-
hauptungen der Gegner hereinfällt.

Petra Hänni, Zürich

In ihrem Kommentar zur bevorstehen-
den Abstimmung über das Spitalpla-
nungs- und -finanzierungsgesetz wieder-
holt die NZZ (19. 5. 12) die widersprüch-
lichen Argumente der Gegner von ver-
bindlichen Mindeststandards fürs Spital-
personal: Sie schreibt, dass solche Vor-
gaben unnötig seien, da die Spitäler
ihrem Personal aus Eigeninteresse gute
Arbeitsbedingungen böten. Zudem wer-
den Mindestvorgaben abgelehnt, weil sie
eine Einschränkung der Freiheit der Spi-
täler bedeuteten.

Warum, so frage ich, sollen Mindest-
vorgaben beim Personal die Freiheit der
Spitäler einschränken, wenn sie dem Per-
sonal aus Eigeninteresse sowieso bessere
Bedingungen bieten? Eine Einschrän-
kung der Freiheit sind Mindestvorgaben
nur dann, wenn die Spitäler diese Vor-
gaben unterschreiten wollen. Genau hier
und nur hier will der Gegenvorschlag «Ja
zum Schutz der PatientInnen und des
Gesundheitspersonals» die Freiheit der
Spitäler einschränken: Die Arbeitsbe-
dingungen des Spitalpersonals dürfen
nicht schlechter werden, als sie es heute
sind. Deshalb gilt es, den Gegenvor-
schlag am 17. Juni anzunehmen.

Andreas Daurù, Winterthur
SP-Kantonsrat

Noch gehören Spitäler ohne Personal in
die Welt der Science-Fiction. Ganz of-
fensichtlich sind der Zürcher Regie-
rungs- und Kantonsrat aber bereits in
diese Utopie abgedriftet, als sie das Spi-
talplanungs- und -finanzierungsgesetz
erliessen. Im Gesetz fehlen nämlich grif-
fige Bestimmungen zum wichtigsten Teil
eines Spitalbetriebs: dem Personal – von
den Pflegenden über die Ärzteschaft bis
zum gesamten Personal, das im Hinter-
grund den Spitalbetrieb aufrechterhält.

Gerade jetzt, da die Spitäler mit den
Fallpauschalen einem scharfen Wettbe-
werb unterstellt werden, braucht es zur
Qualitätssicherung unbedingt flankie-
rende Massnahmen. In erster Linie muss

sichergestellt sein, dass die Spitäler mit
genügendem und qualifiziertem Perso-
nal ausgestattet sind, das Arbeitsbedin-
gungen vorfindet, die nicht völlig aufzeh-
ren. Diese elementarsten Kriterien feh-
len im Gesetz. Deshalb muss unbedingt
dem Gegenvorschlag «Ja zum Schutz der
PatientInnen und des Gesundheitsperso-
nals» der Vorzug gegeben werden.

Nicole Nussbaumer, Zürich

«Reiche» Spitäler sollen Gewinn in einen
Spitalfonds abliefern, das verlangen Ge-
werkschaften, Grüne und SP in ihrer
Variante des Spitalgesetzes, über das am
17. Juni abgestimmt wird. Anscheinend
haben sie den Gesetzestext nicht richtig
gelesen. Der Fonds soll bei den Spitälern
Erträge abschöpfen. Nun ist Ertrag aber
nicht gleich Gewinn, denn aus dem Ertrag
sind zunächst die Aufwände und Investi-
tionen zu berappen. Erst was dann allen-
falls übrig bleibt, ist ein Gewinn. Die neue
Spitalfinanzierung sorgt dafür, dass die
Spitäler ganz knapp kalkulieren müssen.
Sie brauchen jeden Franken aus ihrem
Ertrag. Wer diese Erträge abschöpft, ge-
fährdet die Zukunft vieler Spitäler.

Martin Arnold, Oberrieden
SVP-Kantonsrat

Staatsbetriebe
auf Abwegen
Einmal mehr reibt man sich die Augen.
Der Einstieg der Post ins Stückgut- und
Lagerlogistik-Geschäft vor ein paar Jah-
ren war strategisch mit Bestimmtheit
nicht zwingend, vielleicht sogar falsch.
Es handelt sich dabei weitgehend nicht
um ein Kerngeschäft der Post. Und es ist
auch zu vermuten, dass er viel zu teuer
erfolgte. Nun stellt die Post einen härte-
ren internationalen Wettbewerb in die-
sem Geschäftsfeld fest. Deshalb seien
250 Stellen abzubauen. Transportaufträ-
ge werden an Selbstfahrer ausgelagert,
die zu tieferen Preisen fahren (NZZ
31. 5. 12). Am stärksten betroffen ist
offenbar Dintikon, der Standort der frü-
heren Firma Setz. Auf den Investitionen
und Betriebsmitteln fallen nun erheb-
liche Abschreibungen an (dies stand
nicht in der Verlautbarung). Das Per-
sonalabbauprogramm, das kaum «weit-

gehend über natürliche Abgänge» erfol-
gen wird, dürfte ebenfalls eine schöne
Stange Geld kosten.

Die mehrheitlich dem Bund gehören-
de Swisscom kaufte wiederholt und wi-
der besseres Wissen Beteiligungen im
Ausland, regelmässig mit schlimmen
finanziellen Folgen. Die SBB können
der quantitativen Nachfrage nach ihren
Leistungen nicht mehr gerecht werden,
was zeitweise zu völlig überfüllten Zü-
gen führt. Die Transportleistungen wer-
den zu gut 50 Prozent von der öffent-
lichen Hand subventioniert. Trotzdem
machen die SBB laufend teure Werbung
für Sonder- und Rabattaktionen. Und
die Post will unbedingt eine Banklizenz
(kein Kerngeschäft), hat die Tendenz,
das Poststellennetz (Kerngeschäft) zu
verkleinern, und nimmt viel Geld in die
Hand, um sich zuerst im Stückguttrans-

port zu betätigen und später diese Spar-
te wieder zurückzubauen.

Hans Fischer, Widen
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